
 

14978/15   as/ab 1 
 DG D 1B  DE 
 

 
Rat der 
Europäischen Union  

 
 
 
 
 
 
Brüssel, den 4. Dezember 2015 
(OR. en) 
 
 
14978/15 
 
 
 
 
ASIM 167 
RELEX 1013 

 

 

  

 

 

BERATUNGSERGEBNISSE 
Absender: Generalsekretariat des Rates 
vom 4. Dezember 2015 
Empfänger: Delegationen 
Nr. Vordok.: 14511/15 ASIM 155 RELEX 965 
Betr.: Schlussfolgerungen des Rates und der Vertreter der Regierungen der 

Mitgliedstaaten zur Staatenlosigkeit (3./4. Dezember 2015) 
  

Die Delegationen erhalten beiliegend die Schlussfolgerungen des Rates und der Vertreter der 

Regierungen der Mitgliedstaaten zur Staatenlosigkeit, die der Rat (Justiz und Inneres) auf seiner 

3433. Tagung vom 3./4. Dezember 2015 angenommen hat. 
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ANLAGE 

Schlussfolgerungen des Rates und der Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten zur 

Staatenlosigkeit 

Unter Hinweis darauf, dass das Recht auf eine Staatsangehörigkeit ein in Artikel 15 der 

Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte anerkanntes Grundrecht und eines der Grundprinzipien 

des Europäisches Übereinkommens über die Staatsangehörigkeit von 1997 ist, 

unter Hinweis darauf, dass das Recht auf den Erwerb einer Staatsangehörigkeit in mehreren 

internationalen Menschenrechtsinstrumenten wie dem Internationalen Pakt über bürgerliche und 

politische Rechte, dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 

und dem Kinderrechtsübereinkommen bestätigt wird, 

in Anbetracht der Tatsache, dass Staatenlose ihr Recht auf eine Staatsangehörigkeit nicht 

wahrnehmen können, und der Bedeutung des Übereinkommens über die Rechtsstellung der 

Staatenlosen von 1954 und des Übereinkommens zur Verminderung der Staatenlosigkeit von 1961, 

eingedenk der Zusage der EU vom September 2012, dass alle EU-Mitgliedstaaten dem 

Übereinkommen von 1954 beitreten und den Beitritt zum Übereinkommen von 1961 in Erwägung 

ziehen werden, 

unter Hinweis darauf, dass nach Artikel 67 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union Staatenlose bei der Entwicklung und Durchführung einer gemeinsamen Politik 

in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den Außengrenzen den 

Drittstaatsangehörigen gleichgestellt werden, 

unter Hinweis darauf, dass im Gesamtansatz für Migration und Mobilität von 2005 auf Staatenlose 

als besonders schutzbedürftige Gruppe Bezug genommen und erklärt wird, dass die EU Nicht-EU-

Länder ermutigen sollte, sich mit der Problematik der Staatenlosen auseinanderzusetzen und etwas 

gegen die Staatenlosigkeit zu unternehmen, 

eingedenk des Strategischen Rahmens der EU für Menschenrechte und Demokratie von 2012 und 

ihres in der Folge angenommenen Aktionsplans, in dem die Ausarbeitung eines gemeinsamen 

Rahmens vorgeschlagen wird, um Fragen im Zusammenhang mit der Staatenlosigkeit gegenüber 

Drittstaaten zur Sprache zu bringen, 
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eingedenk des Aktionsplans der Europäischen Union für Menschenrechte und Demokratie (2015-

2019), dem zufolge die EU sich weiter mit der Frage der Staatenlosigkeit im Rahmen der 

Beziehungen zu den als prioritär eingestuften Ländern befassen und gezielte Anstrengungen 

unternehmen wird, um zu verhindern, dass infolge von Konflikten, Vertreibung und dem Zerfall 

von Staaten staatenlose Bevölkerungsgruppen entstehen, 

unter Hinweis darauf, dass der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 2014-2020 zur 

Finanzierung von Maßnahmen für Staatenlose, insbesondere für ihre Integration in die 

Aufnahmegemeinschaften, herangezogen werden kann, 

unter Hinweis darauf, dass es nach Schätzungen des UNHCR weltweit mindestens 10 Millionen 

Staatenlose gibt, 

unter Hinweis darauf, dass Staatenlose häufig von der Teilnahme am wirtschaftlichen, sozialen und 

politischen Leben in ihrem Aufnahmeland oder in ihrem Geburtsland ausgeschlossen sind: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER 

MITGLIEDSTAATEN 

sind sich bewusst, dass der Erwerb der Staatsangehörigkeit in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 

fällt und es gemäß dem Völkerrecht Sache der Mitgliedstaaten ist, unter gebührender Beachtung des 

Unionsrechts die Bedingungen für den Erwerb und den Verlust der Staatsangehörigkeit festzulegen; 

begrüßen gleichwohl die zehnjährige Kampagne des UNHCR zur Beseitigung der Staatenlosigkeit 

bis 2024; 

erkennen an, wie wichtig es ist, Staatenlose zu ermitteln und besser zu schützen, damit sie die 

wichtigsten Grundrechte wahrnehmen können und die Gefahr der Diskriminierung oder 

Ungleichbehandlung verringert wird; 

nehmen Kenntnis von den derzeitigen Verfahren zur Bestimmung der Staatenlosigkeit in einigen 

Mitgliedstaaten sowie von den nationalen Regelungen zum Schutz von Staatenlosen; 
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erkennen an, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten untereinander bewährte Vorgehensweisen 

in Bezug auf die Erhebung zuverlässiger Daten über Staatenlose sowie die Verfahren zur 

Bestimmung der Staatenlosigkeit austauschen; 

ersuchen die Kommission, einen Austausch zwischen den Mitgliedstaaten über bewährte 

Vorgehensweisen einzuleiten, wobei das Europäische Migrationsnetzwerk als Plattform genutzt 

werden sollte; 

ersuchen die nationalen Kontaktstellen der Mitgliedstaaten, sich aktiv an dieser Plattform zu 

beteiligen und alle sachdienlichen Informationen bereitzustellen, damit sie sich im Hinblick auf das 

Ziel, die Anzahl der Staatenlosen zu verringern, Staatenlose besser zu schützen und die 

Diskriminierungsgefahr zu verringern, als nützliches Instrument erweist. 
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